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Aus der Vorstandssitzung
am 1. März 2000
Nach Begrüßung durch den Präsidenten,
Protokollbestätigung und Beschlusskon-
trolle der letzten Vorstandssitzung wur-
den die aktuellen Tagesordnungspunkte
in Angriff genommen, die hier schwer-
punktmäßig angesprochen werden sollen.
Herr Dr. Halm, Vorsitzender des Verwal-
tungsausschusses der Sächsischen Ärz-
teversorgung, war als Gast geladen und
referierte über grundsätzliche Fragen der
berufsständischen Versorgungswerke im
Allgemeinen und über die Position unse-
res Versorgungswerkes im Besonderen.
Trotz mancher Probleme (beispielsweise
geringeres Beitragsaufkommen entspre-
chend den gesetzlichen Regelungen zur
Beitragsbemessungsgrenze) ist festzu-
stellen, dass die Finanzierung der Leis-
tungen auf solidem Fundament gesichert
ist.
Wie immer befasste sich der Vorstand in
geschlossener Sitzung mit der Haus-
haltsinanspruchnahme.
Ein Schwerpunkt stellte die Thematik
des Ersatzes von PC-Gerätetechnik für
die Sächsische Landesärztekammer dar.
Hierbei wurde nach ausführlicher Dis-
kussion Einvernehmen darüber erzielt,
dass zum Erhalt der Leistungsfähigkeit,
bei zweifelsfrei wachsenden Aufgaben
und begrenzten Personalressourcen, eine
Modernisierung erforderlich ist. Die Ge-
schäftsführung wird zusammen mit dem
Fachausschuss und mit den kompetenten

Mitarbeitern nach der geeignetsten und
dabei kostengünstigsten Variante suchen.
Der Vorstand bestätigte den zwischen
Kammer und Kassenärztlicher Vereini-
gung Sachsen ausgehandelten Mietver-
tragsentwurf für die Unterbringung des
Sitzes der Kreisärztekammer Leipzig
und der Bezirksstelle Leipzig der Säch-
sischen Landesärztekammer im Gebäu-
de der Kassenärztlichen Vereinigung
Sachsen, Bezirksstelle Leipzig, so dass
der Umsetzung der Vereinbarung in der
nahen Zukunft entgegengeschaut wer-
den kann.
Breiten Raum nahmen – wie immer – be-
rufsrechtliche Angelegenheiten ein, die
Herr Dr. Andreas Prokop, Vorsitzender
des Ausschusses Berufsrecht, erläuterte.
Herr Dr. Rainer Kluge, Vorsitzender der
Schlichtungsstelle, legte den Tätigkeits-
bericht und die Jahresstatistik 1999 der
Schlichtungsstelle vor. Tendenz der In-
anspruchnahme: steigend.
Herr Priv.-Doz. Wolfgang Sauermann,
Vorsitzender des Ausschusses Satzun-
gen, referierte die Stellungnahme des
Ausschusses Satzungen zur geplanten
Novellierung der Musterberufsordnung.
Die geplante Novellierung der Berufs-
ordnung läuft unter anderem auf eine
wesentliche Liberalisierung in punkto
Führungsfähigkeiten von Bezeichnun-
gen hinaus. Dies ist als Folge geübter
Rechtssprechung einfach notwendig und

in vielen Bereichen auch sinnvoll. Teil-
weise wird neues, geltendes Sozialrecht
nur in die Berufsordnung umgesetzt. Na-
türlich gilt es, eine Öffnung mit Augen-
maß zu bewerkstelligen, um Missver-
ständnissen und Missbrauch vorzubeu-
gen.
Wiederholt wurde die geplante Novellie-
rung der Musterweiterbildungsordnung
erörtert, wobei der Vorstand derzeit den
Vorteil der Neufassung nicht klar erken-
nen konnte. Die Diskussion auf dem
103. Deutschen Ärztetag im Mai in Köln
dürfte für klarere Konturen sorgen.
Frau Dr. Giesela Trübsbach, Vorstands-
mitglied der Sächsischen Landesärzte-
kammer, erläuterte die weiterführenden
Aktivitäten des „Sächsischen Bündnis-
ses Gesundheit 2000“. Im Gegensatz zur
Stagnation in den politischen Rahmen-
bedingungen werden hier konstruktive
Konzeptionen berufsgruppenübergrei-
fend erarbeitet und vertreten.
Frau Dr. Verena Diefenbach, Hauptge-
schäftsführerin der Sächsischen Landes-
ärztekammer, berichtete zum Stand der
Vorbereitungen für die Veranstaltungen
zum zehnjährigen Bestehen der Säch-
sischen Landesärztekammer am 13. Mai
2000 und zum 10. Sächsischen Ärztetag,
der 22. Kammerversammlung, am 30.
Juni / 1. Juli 2000.

Dr. med. Stefan Windau
Vorstandsmitglied

Am 26. Januar 2000 führte die Kreis-
ärztekammer Chemnitz-Stadt ihre Wahl
durch.

Die Wahlversammlung wurde durch den
bisherigen Vorsitzenden, Herrn Dr.
Roland Endesfelder, eröffnet. Als Gast
begrüßte er besonders herzlich Herrn Dr.
Günter Bartsch, Vizepräsident der Säch-
sischen Landesärztekammer. Frau Dr.

Claudia Kühnert übernahm die weitere
Leitung der Veranstaltung. Die Mitglie-
derversammlung stimmte der vorliegen-
den Tagesordnung zu. Der bisherige Vor-
sitzende der Kreisärztekammer Chem-
nitz-Stadt berichtete über die Kammer-
arbeit der vergangenen Wahlperiode: Im
allgemeinen Teil über die jetzige ge-
sundheitspolitische Lage, über das
„Bündnis Gesundheit 2000“ speziell in

Sachsen, über die ehrenamtliche Tätig-
keit des Vorstandes, der Mandatsträger
überhaupt; im speziellen Teil über die
Kammerarbeit mit den Schwerpunkten
Beschwerde- und Schlichtungsfälle,
Fortbildungsveranstaltungen, Seniorenar-
beit.
Ergänzt wurde dies durch den Finanz-
bericht 1999 sowie die Übersicht über
den Einsatz der Kreisärztekammergelder

Kreisärztekammerwahl 
in Chemnitz-Stadt
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in der letzten Wahlperiode von der „Fi-
nanzministerin“ der Kreisärztekammer,
Frau Dr. Irmgard Kaschl. Nach der Ent-
lastung des alten Vorstandes sprach die
Veranstaltungsleiterin unter dem Beifall
der Anwesenden diesem einen herzli-
chen Dank für die geleistete Arbeit aus.
Zum neuen Vorsitzenden der Kreisärz-
tekammer Chemnitz-Stadt wurde Herr
Dr. Roland Endesfelder wiedergewählt.
Zur stellvertretenden Vorsitzenden wähl-
te die Mitgliederversammlung Frau Dr.
Bärbel Dräbenstedt. Zum Beisitzer im
Vorstand wurden gewählt: Frau Dr.
Irmgard Kaschl, Herr Dr. Albrecht
Kobelt, Frau Dr. Petra Pfüller.
Im Schlusswort dankte der neue (alte)
Vorsitzende, Herr Dr. Roland Endesfel-

der, für das ihm entgegengebrachte Ver-
trauen. Er bat darum, dass künftig mehr
jüngere Kollegen den Weg zur Kammer-
arbeit finden mögen, um die Geschicke
der Ärzteschaft selbst in die Hände zu
nehmen. In diesem Zusammenhang wies
er darauf hin, dass mit der Wahl von
Herrn Dr. Albrecht Kobelt, als jungem
und einzigem „neuen“ Vorstandsmit-
glied, ein Schritt in die richtige Richtung
getan sei. Er versicherte, dass auch künf-
tig der Vorstand der Kreisärztekammer
Chemnitz-Stadt im Interesse ihrer Mit-
glieder tätig sein werde.

Dr. med. Roland Endesfelder
Vorsitzender der Kreisärztekammer 

Chemnitz-Stadt

Zu Beginn des Jahres wurde die
Qualitätssicherung im Krankenhausbe-
reich weiter gesetzlich verankert: Da-
nach sind alle öffentlich zugelassenen
Krankenhäuser und stationäre Versor-
gungseinrichtungen inklusive Rehabili-
tationseinrichtungen verpflichtet, inner-
halb ihrer Einrichtung ein Qualitätsma-
nagement einzuführen und weiterzuent-
wickeln (§ 135a ff).
Dies bedeutet, dass auch das Thema
„Zertifizierung” auf die Krankenhäuser
zukommen wird. Nach wie vor soll diese
Zertifizierung zwar freiwillig sein, prak-
tisch gesehen wird aufgrund der zuneh-
menden Konkurrenzsituation und ge-
planter Vergütungsabschläge bei nicht
nachgewiesener Qualität eine Zertifizie-
rung der einzelnen Krankenhäuser un-
vermeidbar sein, wenn die Einrichtun-
gen auf die volle Vergütung der Kos-
tenträger angewiesen sind.

Informationen zur Zertifizierung 
von Krankenhäusern in Deutschland

Aktuelle Informationen 
nach Verabschiedung 

des neuen GKV
Gesundheitsreform-

gesetzes 2000

Somit hat das Interesse an dieser The-
matik deutlich zugenommen, verbunden
jedoch mit einer hohen Unsicherheit hin-
sichtlich der Auswahl eines geeigneten
Verfahrens angesichts der stark divergie-
renden Zielsetzungen und methodischen
Ansätze. Auch liegen seitens des Bun-
desgesundheitsministeriums weder klare
Vorstellungen zur Einrichtung und Wei-
terentwicklung eines internen Qualitäts-
managements in einer stationären Ein-
richtung vor, noch existiert eine öffentli-
che Anerkennung ausgewählter Zertifi-
zierungsstellen im Hinblick auf definier-
te Verfahren.

Während es in anderen Staaten (z. B.
USA) bereits seit Jahrzehnten Zertifi-
zierungen von Krankenhäusern und an-
deren Gesundheitseinrichtungen gibt,
sind in Deutschland erst seit Ende der
90iger stationäre Einrichtungen zertifi-

ziert. Die Anfänge hierzu orientierten
sich an einem Verfahren, das ursprüng-
lich aus der Industrie stammt und auf das
Gesundheitswesen übertragen wurde.
Hierbei handelt es sich um die DIN EN
ISO 9000-Reihe, ein Verfahren, bei dem
vor allem Arbeits- und Organisations-
abläufe standardisiert und kontrolliert
werden, Aspekte der Ergebnisqualität
allerdings weniger Berücksichtigung
finden. Daher wird die Zweckmäßigkeit
und Machbarkeit einer Krankenhauszer-
tifizierung mittels der DIN EN ISO-Nor-
menreihe seitens der Ärzteschaft kritisch
hinterfragt und auch Kostenträger lehn-
ten dieses Verfahren für eine globale
Aussage zur Qualität eines Krankenhau-
ses ab.

Auch das sogenannte EFQM-Modell
(European Foundation for Quality Ma-
nagement), das inzwischen von einzel-


